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Kampf gegen Terrorfinanzierung ausweiten

Kampf gegen Terrorfinanzierung ausweiten<br /><br />Die Länder befassten sich am 6. März 2015 mit einem Regierungsentwurf zur strafrechtlichen
Bekämpfung des internationalen Terrorismus. Dieser stellt bereits die versuchte Ausreise aus Deutschland unter Strafe, wenn sie dazu dient, sich in
Terrorcamps ausbilden zu lassen oder an Kämpfen in Krisengebieten teilzunehmen.<br />Ein neu geschaffener Tatbestand "Terrorismusfinanzierung"
stellt jegliches Sammeln, Entgegennehmen oder Bereitstellen von Vermögenswerten unter Strafe, mit denen terroristische Aktivitäten unterstützt werden.
Bisher war dies nur dann strafbar, wenn es sich um bedeutende Vermögen handelte.<br />Der Bundesrat fordert den Tatbestand der Terrorfinanzierung
weiter zu fassen. Aus ihrer Sicht reicht es bereits, dass durch einen Terrorakt ein Teil der Bevölkerung eingeschüchtert wird. Es müsse nicht der
"überwiegende" Teil sein, wie der Regierungsentwurf vorsieht. Gleiches sollte auch für die Bildung einer terroristischen Vereinigung gelten. <br />Der
Bundesrat leitet seine Stellungnahme an die Bundesregierung zu, die hierzu eine Gegenäußerung verfasst. Anschließend bringt sie das Vorhaben in den
Deutschen Bundestag ein.<br /><br />Bundesrat <br />Leipziger Straße 3-4 <br />10117 Berlin <br />Deutschland <br />Telefon: 01888/9100-0 <br
/>Telefax: 01888/9100-198 <br />Mail: internetredaktion@bundesrat.de <br />URL: http://www.bundesrat.de  <br /><img src="http://www.
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Der Bundesrat ist eines der fünf ständigen Verfassungsorgane der Bundesrepublik Deutschland. Neben Bundespräsident, Bundestag, Bundesregierung
und Bundesverfassungsgericht ist der Bundesrat als Vertretung der Länder das föderative Bundesorgan.Durch den Bundesrat sind die Länder
unmittelbar an der Willensbildung des Bundes beteiligt und wirken dadurch in die Politik des Bundes hinein.Andererseits macht sich der Bund durch den
Bundesrat die politischen und verwaltungsmäßigen Erfahrungen der Länder zunutze und wirkt mit Zustimmung des Bundesrates durch Gesetze,
Rechtsverordnungen, Allgemeine Verwaltungsvorschriften und indirekt durch Regelungen der Europäischen Union in den Bereich der Länder hinein.So
ist der Bundesrat die Bundeskammer der Länder, gleichzeitig aber auch die Länderkammer des Bundes. Bei der engen Verflechtung der Zuständigkeiten
von Bund und Ländern - sie ist viel enger als zum Beispiel in den USA - ist eine solche "Mittlerfunktion" besonders wichtig.Der Bundesrat hat dabei die
Belange der Länder zu wahren, gleichzeitig aber auch die Bedürfnisse des Gesamtstaates zu beachten.Wer im Bundesrat mitentscheidet, der kann das
"Bundesinteresse" nie ohne das "Länderinteresse" und das "Länderinteresse" nie ohne "Bundesinteresse" sehen.Durch das Bundesorgan Bundesrat, das
von den Regierungen der Länder gebildet wird, sind die Gliedstaaten also sehr eng in das politische Handeln und Unterlassen des Gesamtstaates
einbezogen. Sie sind nicht nur "Befehlsempfänger", sondern sie entscheiden mit.
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